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Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Versorgungssicherungsgesetz geändert wird; 

Begutachtungsverfahren 

Bezugnehmend auf die Entschließung des Nationalrates anläßlich des 

Beschlusses seiner Geschäftsordnung, BGBI.Nr. 178/1961, beehrt sich 

das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 25 Aus­

fertigungen des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das Versor­

gungssicherungsgesetz geändert wird, samt Erläuterungen, mit dem 

Ersuchen um Kenntnisnahme zu übermitteln. Als Ende der Begutachtungs­

f r ist w u r d e der 2 5 .,... ' M ä r z 19.8 B-.J:e s t g e set z t . 
... I I i _tJ .. IU J <- ,.�, 

Beilagen 

Für die Richtigkeit 

de/1us fer t ig �n�: 

(j.kt4/�.(/Y .. L 

Der Bundesminister 

Robert GRAF 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Z 1. 70. 5 30 /3 -X /2 /8 8 

E NT W U R F  

Bundesgesetz vom . . . . . . . . . . . . . . • • . . • . • • . . • .  , mit dem das Versor­

gungssicherungsgesetz �eändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t ik e l  I 

(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im 

Art. II des Versorgungssicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 282/19 80, in 

der Fassung des Art. II der Bundesgesetze BGBI. Nr. 3 05/1982 und 
259 /1984 sowie des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes enthal­
ten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum 
Ablauf des 3 0. Juni 19 9 2  auch in den Belangen Bundessache, hin­
sichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregel­
ten Angelegenheiten k5nnen - unbeschadet der Stellung des Landes­

hauptmannes gern. Art. 102 Abs. 1 B-VG - nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 
von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen im 

übertragenen Wirkungsbereich als Bundesbeh5rden unmittelbar ver­
sehen werden. 

(2) Die Erlassung von Verordnungen des Bundesministers für wirt­

schaftliche Angelegenheiten auf Grund des Art. II bedarf, soweit 
derartige Verordnungen nicht ausschließlich die gänzliche oder 

teilweise Aufhebung in Geltung stehender Verordnungen zum Gegen­
stand haben, der Zustimmung des Hauptausschusses des National­

rates (§es ständigen Unterausschusses des Nationalrate� . 

(3) Bei Gefahr im Verzug sind Verordnungen des Bundesministers 

für wirtschaftliche Angelegenheiten auf Grund des Art. II gleich-
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zeitig mit dem Antrag auf Erteilung der Zustimmung des Hauptaus­
schusses des Nationalrates [des ständigen Unterausschusses des 

Nationalrate� zu erlassen. Verordnungen, deren Erlassung die Zu­
stimmung des Hauptausschusses �des ständigen unterausschussei] 
nicht vorangegangen ist, sind unverzüglich aufzuheben, wenn der 
Hauptausschuß [der ständige unterausschui] ihrer Erlassung nicht 

oder nicht innerhalb der dem Einlangen des Antrages folgenden 
Woche zustimmt. 

(4) Beschlüsse des Hauptausschusses des Nationalrates [des stctl.'.c ·­

gen Unterausschusses des Nationalrates� , mit denen die in den 
Abs.2 und 3 erwähnte Zustimmung erteilt wird, können nur in Anwe­
senheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder und mit eire­
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefaßt werden. 

(5) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft. 

(6 ) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung be­

traut. 

A r t i k e 1 11 

Das Versorgungssicherungsgesetz, BGBl.Nr 282/1980, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGBl.Nr. 305/1982 und 259/1984 wird wie folgt ge­
ändert: 

1. § 1 lautet: 

"§ 1. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
kann durch Verordnung für die in Anlage 1 angeführten Wirt­

schafts- und Bedarfsgüter (Waren) im Falle einer unmittelbar 
drohenden Störung der Versorgung oder zur Behebung einer bereits 

eingetretenen Störung unbedingt erforderliche Lenkungsmaßnahmen 
anordnen, sofern diese Störungen 
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1. keine saisonale Verknappungserscheinung darstellen und 

2. durch marktkonforme Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig oder 

nur mit unverh�ltnismißigen Mitteln abgewendet oder behoben 

werden können, 

und insoweit diese Waren nicht Lenkungsmaßnahmen nach anderen 

Bundesgesetzen unterliegen. 

(2) Lenkungsmaßnahmen gemiß § 2 haben zum Ziel, eine ungestörte 

Erzeugung und Verteilung von Waren aufrechtzuerhalten oder �! 

derherzustellen, um die gesamte Bevölkerung und sonstige B� 

darfsträger, einschließlich jener der militirischen Landesvc. 

teidigung, ausreichend zu versorgen. Hiebei ist sowohl auf die 

gesamtwirtschaftlich zweckmißigste Nutzung der Waren als auc� 

auf bestehende völkerrechtliche Verpflichtungen Bedacht zu neh-

men." 

2. In § 2 Z 1 entfällt der zweite Satz. Am Ende des ersten Satzes 

wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt. 

3. § 4 Abs.4 bis 6 lauten: 

"(4) Verordnunqen nach diesem Bundesgesetz sind im "Amtsblatt 

zur wiener Zeitung" kundzumachen und treten mit Beginn des Ta�es 

der Kundmachung in Kraft, sofern nicht ein spiterer Zeitpunkt 

für das Inkrafttreten bestimmt wird. Ist eine Kundmachung im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" nicht oder nicht zeitgerecht ffiC)g­

lieh, ist die Verordnung in anderer geeigneter Weise - insbeson­

dere durch Rundfunk oder sonstige akustische Mittel oder Veröf­

fentlichung in einem oder mehreren periodischen Medienwerken, 

die Anzeigen veröffentlichen, insbesondere in Tageszeitungen -

kundzumachen. 

(5) Unbeschadet des Abs.4 hat der Österreichische Rundfunk Ver­

ordnungen nach diesem Bundesgesetz samt allenfalls notwendigen 

Erl�uterungen auf Verlangen der zuständigen Behörde im gesamten 

Bundesgebiet oder in Teilen desselben in der von ihr vorgegebe­

nen Fassung unverzüglich und kostenlos zu verlautbaren. 
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(6 ) Unbeschadet des Abs. 4 haben periodische Medienwerke, die 

Anzeigen veröffentlichen, Verordnungen nach diesem Bundesgesetz 
samt allenfalls notwendigen Erläuterungen auf Verlangen der zu­
ständigen Behörde in der von ihr vorgegebenen Fassung nach Maß­
gabe der technischen Möglichkeiten umgehend in der gesamten oder 

in der von der Behörde gewünschten Ausgabe gegen nachträgliche 
Vergütung des üblichen Einschaltungsentgeltes zu veröffent­
lichen. " 

4. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

" §  4a. Die gemäß § 4 Abs. 3 mit der Durchführung von Lenkungsmaß­
nahmen betrauten Organe sind insoweit zur Ermittlung, Verarbei­
tung und Übermittlung von Daten im Sinne des Datenschutzge­
setzes, BGBI. Nr. 56 5/19 78, ermächtigt, als dies zur Erfüllung 

der ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung 
bildet. " 

5. § 5 Abs. 2 und 3 lauten: 

" (2) Ausgenommen von den Bestimmungen des Abs. 1 sind Waren, 
1. die im Zeitpunkt des Inkrafttretens von Lenkungsmaßnahmen 

bereits im Eigentum oder zur Verfügung eines Bundeslandes 
oder einer Gemeinde stehen und für die Versorgung der eigenen 
Bevölkerung vorrätig gehalten werden, 

2. die für Zwecke der militärischen Landesverteidigung vorrätig 
gehalten werden und nicht zur Abgabe an Dritte bestimmt sind, 

3 .  die der Deckung des eigenen Betriebsbedarfes im Rahmen von 
Lenkungsmaßnahmen dienen, 

4. die im Eigentum oder Besitz eines Letztverbrauchers stehen 
und der Deckung seines persönlichen Bedarfes oder des Bedar­
fes seiner Haushaltsangehörigen dienen. 

(3) Vorräte gemäß Abs. 2 Z 1 und Vorräte für die militärische 

Landesverteidigung gemäß Abs. 2 Z 2, die nicht der militärischen 

Geheimhaltungspflicht unterliegen, sind dem Bundesministerium 

für wirtschaftliche Angelegenheiten innerhalb von 48 Stunden 

nach Inkrafttreten von Lenkungsmaßnahmen sowie während der Dauer 

von Lenkungsmaßnahmen jeweils zum Monatsende schriftlich zu mel-
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den. Meldungen von Gemeinden sind eine Angelegenheit des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde." 

6. § 6 Abs. 1 lautet: 

" (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten oder 
die im § 4 Abs. 3 genannten Behörden können nach Maßgabe ihres 
Aufgabenbereiches durch gehörig legitimierte Organe die gemäß 
§ 2 Z 3 zu erteilenden Meldungen und Auskünfte überprüfen lassen 
und, sofern die Meldepflichtigen die Meldungen trotz ausdrüc�J�­

cher Aufforderung nicht rechtzeitig abgegeben haben, diese ci ' 

Ort und Stelle auf Kosten des Meldepflichtigen erstellen las-
sen. " 

7. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

"§ 7a . Schriften und Amtshandlungen in den Verfahren nach diesem 
Bundesgesetz sind von den Stempelgebühren sowie von den Bundes­
verwaltungsabgaben befreit. " 

8. § 8 Abs. 2 Z 1 lautet: 

"1. je zwei Vertreter des Bundeskanzlers und des Bundesministers 

für wirtschaftliche Angelegenheiten sowie je ein Vertreter der 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, für Arbeit und 

Soziales, für Finanzen, für Inneres, für Landesverteidigung, für 
Land- und Forstwirtschaft und für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr. " 

9. § 8 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 
"Die Vertreter des Bundeskanzlers und deren Ersatzmitglieder 
sind durch den Bundeskanzler, die Vertreter der Bundesminister 
und deren Ersatzmitglieder sind jeweils durch den entsendenden 
Bundesminister zu bestellen und zu entlassen. " 
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10. § 11 Abs. 2 bis 5 lauten: 

" (2) Eine Verwaltungsübertretung, die von der Bezirksverwal­

tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 1 Million Schilling zu be­
strafen ist, begeht, auch wenn es beim Versuch geblieben ist, 

sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit 
des Gerichtes fallenden strafbaren Handlung bildet oder ein nach 
anderen Vorschriften strenger zu ahndender Tatbestand vorliegL, 
wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig Lenkungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 2 Z 1 und 2 zuwiderhandelt; 

2. vorsätzlich die Durchführung von Verboten und Geboten gemäß 

§§ 2 Z 1 und 5 Abs. 1 erschwert oder unmöglich macht. 

(3) Bei der Bemessung der Strafe ist die verursachte Beeinträch­

tigung der Sicherung der Versorgung zu berücksichtigen. Im Falle 
der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheits­

strafe bis zu drei Monaten zu verhängen. 

(4) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 2 können die den Ge­
genstand der strafbaren Handlung bildenden Waren und Einrichtun­
gen (§ 2 Z 1 und 2) für verfallen erklärt werden (§ 17 VStG 
19 50) . Der Wert der für verfallen erklärten Sachen darf jedoch 
nicht höher sein als die verhängte Geldstrafe. 

(5) Verletzungen der Veröffentlichungspflicht 
1. nach § 4 Abs. 5 sind gemäß den §§ 27 bis 29 des Rundfunk­

gesetzes, BGBl. Nr. 37 9/1984, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. nach § 4 Abs. 6 sind gemäß § 46 Abs. 4 des Mediengesetzes, 
BGBl. Nr. 314/1981, in der jeweils geltenden Fassung, 

zu ahnden. " 

11. § 15 lautet: 
"§ 15. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 

treten das Chemikalienbewirtschaftungsgesetz, StGBl. Nr. 9 6/1945 
und die 2. Chemikalienbewirtschaftungsgesetznovelle, 

BGBl.Nr. 17/1948, soweit sie noch in Geltung stehen, außer 

Kraft. " 
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12. § 16 lautet: 
"§ 16 . (1) Dieses Bundesgesetz tr i tt mit Ablauf des 30. Juni 
199 2  außer Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: 

1. hinsichtlich des § 8 Abs. 2 Z 1 der Bundeskanzler bzw. 
nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit der Bundesminister für 
auswärtige Angelegenheiten, der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, der Bundesminister für Finanzen, der P�I;­

desminister für Inneres, der Bundesminister für LanC0S 
verteidigung, der Bundesminister für Land- und Forstwirt­

schaft und der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr; 

2. hinsichtlich des § 10 Abs. 1 Z 1 nach Maßgabe ihrer Zu­
ständigkeit d�r Bundesminister für Landesverteidigung und 
der Bundesminister für Inneres; 

3. hinsichtlich der §§ 11 Abs. 5 Z 2, 12 und 14 zweiter Satz 
der Bundesminister für Inneres; 

4. hinsichtlich des § 5 Abs. 4 vierter bis siebenter Satz, 

des § 7 und des § 13 Abs. 2 der Bundesminister für Justiz; 
5. hinsichtlich des § 7a nach Maßgabe ihrer zuständigkeit 

die Bundesregierung bzw. der Bundesminister für Finanzen; 
6 .  hinsichtlich des § 11 Abs. 5 Z 1 die nach § 34 des Rund­

funkgesetzes zuständigen Bundesminister; 
7. im übrigen der Bundesminister für wirtschaftliche Angele­

genheiten. " 

13. In den §§ 3 Abs. 3, 4 Abs. 1, 2 und 3, 5 Abs. 1 und 4 , 8 Abs. 1 und 
3, 9 Abs. 1 und 2 und 10 Abs. l sind jeweils die Worte "Bundes­

minister für Handel, Gewerbe und Industrie" durch "Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten" zu ersetzen und gram­

matikalisch der jeweiligen Bestimmung anzupassen. 

14. Artikel 111 entfällt. 
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15. Die Anlage 1 lautet: 

" Anla ge 1 

- 8 -

Welche Waren unter die Warengruppen der Z 1 fallen, bestimmt 
sich nach dem Zolltarif ( Zolltarifgesetz 19 88, BGBI.Nr. 155/ 
1987) . 

Ziffer 1: 

Rohstoffe und Halbfabrikate der Abschnitte I bis IV des Zoll­
tarifs, 

Zigarren, Stumpen, Zigarillos und Zigaretten, aus Tabak oder 

Tabakersatz; anderer verarbeiteter Tabak und anderer verar­
beiteter Tabakersatz; " homogenisierter" oder "rekonstituier­
ter" Tabak, 

Mineralische Stoffe, ausgenommen mineralische Brennstoffe, 
Mineralöle und ihre Destillationserzeugnisse, 

Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Indu­
strien, 

Kunststoffe und Waren daraus; Kautschuk und Waren daraus, 

Rohe Häute und Felle, Leder, Pelzfelle und Waren daraus; 
Waren aus tierischen Därmen, 

Kork und Waren aus Kork, 

Halbstoffe aus Holz oder anderem cellulosehaltigem Fasermate­
rial; Abfälle von P apier oder P appe; Papier und P appe sowie 
Waren daraus, 

Textile Spinnstoffe und Waren daraus, 

Schuhe und ähnliche Waren; Teile dieser Waren, 

Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest, Glimmer oder ähn­
lichen Stoffen; keramische Erzeugnisse; Glas und Glaswaren, 

Unedle Metalle und Waren daraus, 

Maschinen und Apparate; elektrotechnische Waren und deren 
Teile, 
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Beförderungsmittel, 

Optische, photographische und kinematographische Meß-, Prüf­
und P räzisionsinstrumente; medizinische oder chirurgische 
Instrumente und Apparate; Teile und Zubehör dieser Waren. 

Ziffer 2: 

Abfallstoffe, soweit sie nicht unter Ziffer 1 fallen. " 

A r t i k e 1 111 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft. 

(2) Die Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes richtet sich 

nach § 16 Abs.2 des Versorgungssicherungsgesetzes in der Fassung 
des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes. 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Z 1. 7 0 • 530 /3 -X /2 /8 8 

VORBL ATT 

Problem: Das Versorgungssicherungsgesetz läuft, wie die übrigen so­

genannten Wirtschaftsgesetze, am 3 0. Juni 1988 aus. Die 
Wirtschaftslenkungsgesetze Versorgungssicherungs-, Ener­
gielenkungs- und Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz weisen 
zum Teil erhebliche Abweichungen voneinander in Belanaen 
auf, die im Krisenfall zu Rechtsunsicherheit und Ineff i­
zienz führen würden. Änderungen in anderen Rechtsvor­
schriften, die auf das Versorgungssicherungsgesetz Rück­

wirkungen haben. 

Ziel: Weitergeltung des Gesetzes. Angleichung der o.a. Gesetze 
in einigen Bereichen. Anpassung an geänderte Rechtsvor­

schriften. 

Inhal t: Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes. Vornahme je­

ner Änderungen im Versorgungssicherungsgesetz, die notwen­

dig sind, um die gewünschte Angleichung von Versorgungs­
sicherungs-, Energielenkungs- und Lebensmittelbewirtschaf­

tungsgesetz zu erreichen. Anpassung an die letzte Novelle 
zum Bundesministeriengesetz und an den Harmonisierten 
Zolltarif. 

Al terna tive: Lediglich eine Verlängerung der Geltungsdauer des Ge­
setzes und Anpassung an geänderte Rechtsvorschriften. 

Kos ten: Keine 
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E R L Ä U T E RUN G B N 

Allgemeiner Teil: 

Zu den mit 3 0. Juni 1988 zur Verlängerung anstehenden Wirtschafts­

gesetzen gehören auch die Wirtschaftslenkungsgesetze, deren wich­
tigste das Versorgungssicherungs-, das Energielenkungs- und das 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz sind. 
Diese Gesetze regeln - wie zum Teil schon aus ihren Titeln hervor­

geht - die Bewirtschaftung von verschiedenen Warengruppen und Ener­

gieträgern. Alle drei Gesetze haben das gleiche Ziel, nämlich den 
gesetzlichen Rahmen zur Bewältigung von außerordentlichen Krisen­

fällen abzugeben. 
Diese Gesetze haben gemeinsam, daß sie erst durch die Erlassung 
entsprechender Verordnungen aktiviert werden müssen. 

Entsprechend dem Auftrag des Landesverteidigungsplanes sind u. a. 

zur Bewältigung von Krisensituationen die entsprechenden P lanungen 
und Maßnahmen (Lenkung und Bewirtschaftung) vorzunehmen. 

Die letzte Tagung des Arbeitsausschusses "Wirtschaftliche Landes­

verteidigung" im Jahr 1986 hat sich mit dieser Problematik beschäf­

tigt und dabei wurde festgestellt, daß eine Reihe von Bestimmungen 
dieser drei Wirtschaftslenkungsgesetze auch in solchen Belangen zum 
Teil erheblich voneinander abweichen, in denen eine sachliche Not­

wendigkeit hiefür nicht gegeben ist. Diese vorhandenen Abweichungen 
sind in der historischen Entwicklung der drei Gesetze begründet. Im 

Krisenfall könnte das dazu führen, daß derselbe Betrieb - so er mit 
verschiedenen Warengruppen arbeitet und unter mehr als ein Gesetz 
fällt - in der gleichen Angelegenheit (z. B. Lagerbestandsmeldungen) 
verschiedene Bestimmungen zu beachten hätte, und daß die vollzugs­
behörde in den gleichen Lenkungsangelegenheiten unterschiedlich 

vorgehen müßte. Das würde für Wirtschaft und Behörde gleichermaßen 
Rechtsunsicherheit und Ineffizienz bewirken, in einer Situation, 
die ohnehin aus anderen Gründen schon angespannt genug ist. 
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Eine im Rahmen der wirtschaftlichen Landesverteidigung im Bundes­

ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten eingerichtete P ro­
jektgruppe - der Vertreter aller betroffenen Ministerien, der Lan­

desregierungen und der Interessenvertretungen angehören - hat sich 
deshalb mit Fragen der möglichen Vereinheitlichung dieser drei Ge­

setze befaßt. 

Das Ergebnis dieser Beratungen hat nunmehr in den Novellenentwürfen 
zu diesen drei Gesetzen seinen Niederschlag gefunden. 

Über die Vereinheitlichung bestehender Bestimmungen hinaus hat die 
P ro jektgruppe auch Vorschläge für zusätzliche Regelungen, die ein­
heitlich in allen drei Gesetzen vorgenommen werden sollten, ausge­
arbeitet. Diese Vorschläge sind ebenfalls in den ausgesendeten Ent­
würfen enthalten. Vor allem die Verpflichtung der Medien und des 
ORF, Verordnungen nach diesen Bundesgesetzen in der von der zustän­
digen Behörde vorgegebenen Fassung zu veröffentlichen bzw. zu ver­

lautbaren, ist eine solche über den bisherigen Regelungsinhalt der 
Wirtschaftslenkungsgesetze hinausgehende Bestimmung. Sie ergab sich 
aus den negativen Erfahrungen der Information der Bevölkerung im 
Zusammenhang mit dem Reaktorunfall von Tschernobyl. 

Im Novellenentwurf z um Versorgungssicherungsgesetz sind die von den 

Vereinheitlichungsbestrebungen betroffenen Bestimmungen wie folgt 
aufzuzählen: Art. I, Art. II Z 1 bis 4, 5 (lediglich § 5 Abs. 2) , 6 ,  

7 und 10. 

Die hier genannten Bestimmungen sollen sinnvollerweise nur dann in 
der vorgeschlagenen Form geändert werden, wenn auch die entspre­
chenden Bestimmungen in den Novellen zum Energielenkungs- und zum 

.Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz vom Nationalrat beschlossen wer­
den. Eine isolierte Beschlußfassung über die angeführten P unkte im 

Versorgungssicherungsgesetz müßte abgelehnt werden. 
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Die übrigen Bestimmungen des Novellenentwurfes sind Änderungen, die 
ausschließlich das Versorgungssicherungsgesetz betreffen und vor 
allem wegen Änderungen in anderen Rechtsbereichen (z .B. Bundes­
ministeriengesetz, Harmonisierter Zolltarif) erforderlich sind. 

Eine erste Recherche hat ergeben, daß es im Bereich der EG keine 

entsprechende Regelung gibt. Die Verifizierung durch das Bundes­
ministerium für auswärtige Angelegenheiten wird voraussichtlich bis 
zur Regierungsvorlage vorliegen. 

Durch die Novellierung dieses Bundesgesetzes entstehen dem Bund 
keine Kosten. 

Besonderer Teil: 

Zu Art.I und 111: 

In Art.I ist, wie bisher, die für die Verlängerung notwendige Kom­

petenzbestimmung, eine Ermächtigung für die unmittelbare Bundes­
vollziehung sowie die Mitbefassung des Hauptausschusses des Natio­

nalrates (Alternative: des ständigen Unterausschusses des National­
rates) enthalten. 

Der Alternativvorschlag für eine Befassung des ständigen Unteraus­
schusses des Nationalrates anstelle des Hauptausschusses basiert 
auf der Überlegung, daß der ständige Unterausschuß jederzeit ein­
berufen werden und rascher agieren kann. Dies ist für eine umgehen­
de Ergreifung von Lenkungsmaßnahmen von großer Bedeutung. 

Die bisher in Art.III enthaltenen Inkrafttretens- und Vollz ugsbe­
stimmungen für Art.I wurden wegen des hiefür auch erforderlichen 
Verfassungsranges in Art.I vorgezogen. 
Art.III enthält daher lediglich die Inkrafttretens- und die Voll­
zugsbestimmungen für die in Art.II enthaltenen einfachgesetzlichen 
Vorschriften. 

Der bisherige Art.III ist daher überflüssig und wird gestrichen 
(siehe Art.II Z 14) . 
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Zu Art.II Z 1 (§1) : 

Im Zuge der Anpassungsbestrebungen ist es erforderlich, im Lebens­
mittelbewirtschaftungsgesetz die Ermächtigung zur Erlassung von 
Lenkungsverordnungen - so wie im geltenden Versorgungssicherungs­
gesetz vorgezeigt - näher zu determinieren. Anstatt die bisherige 
Formulierung des § 1 des Versorgungssicherungsgesetzes zu überneh­
men, wird diese Bestimmung sprachlich neu formuliert und damit vor 

allem eine Trennung zwischen Ermächtigungsvoraussetzungen und Ziel­

vorgabe vorgenommen. Inhaltlich entspricht der neue Text durchaus 
dem alten. In zwei Punkten wird die neue Zielbestimmung allerdings 
gegenüber dem bisherigen Text näher präzisiert. Die Lenkungsmaß­
nahmen haben nämlich nicht - wie bisher - die Sicherung der Versor­
gung sondern die Sicherung einer ausreichenden Versorgung zum Ziel. 
In diesem Wortlaut entspricht dies dem Auftrag des Landesverteidi­

gungsplanes. Außerdem ist bisher im § 1 nur von der "ungestörten 
Produktion" die Rede und die fUr die Versorgung von Bevölkerung und 
Wirtschaft genauso wichtige Verteilung der Waren wird im Zielpara­
graph nicht erwähnt, obwohl sich im § 2 (der Aufzählung der Len­
kungsmaßnahmen) ein eigener Abschnitt ausschließlich mit der Ver­

teilung befaßt. Statt "ungestBrter Produktion" soll es daher nun 
heißen "ungestörte Erzeugung und Verteilung". 

Zu Art. II Z 2 (§ 2 Z 1) : 
Die Bedachtnahme auf die gesamtwirtschaftlich zweckmäßigste Nutzung 
der Waren ist eine Zielvorgabe, die sich auf Lenkungsmaßnahmen ge­
nerell bezieht (auch auf die der Z 2) und wird daher in die Zielbe­

stimmung (§ 1 Abs. 2) aufgenommen. 

Zu Art.II Z 3 (§ 4 Abs.4 bis 6) : 
Wie die Erfahrungen bei dem Reaktorunglück in Tschernobyl gezeigt 
haben, sind die Bestimmungen im Mediengesetz bzw. im Rundfunkgesetz 
nicht ausreichend, um in einem Krisen- bzw. Katastrophenfall außer­

halb von militärischer Landesverteidigung oder Zivilschutz zu er­

wirken, daß einschlägige Verordnungen in der von den anordnenden 
zuständigen BehBrden gewünschten Form verlautbart werden. Daher 
werden jene Bestimmungen der Wirtschaftslenkungsgesetze ergänzt, 

die sich mit der Kundmachung von Verordnungen befassen. 
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Abs. 4 wird sinngemäß an die Diktion des Mediengesetzes angepaßt, in 

dem von "periodischen Medienwerken" die Rede ist, der Ausdruck 
"Tageszeitungen" aber nicht verwendet wird. 

Abs. 5 wird neu in das Versorgungssicherungsgesetz aufgenommen mit 
der Begründung, daß § 5 Abs. 2 des Rundfunkgesetzes eine Reihe unbe­

stimmter Gesetzesbegriffe wie etwa "Aufrufe", "notwendig und zwec�­
entsprechend", "Sendezeit zur Verfügung stellen" usw. beinhaltet, 
die im Krisenfall zu Auslegungsschwierigkeiten führen könnten und 
auch geführt haben. �ie Verlautbarungspflicht wird daher in den 
drei Wirtschaftslenkungsgesetzen eindeutig geregelt. 

In Abs. 6 wird eine entsprechende Regelung auch zur Verpflichtung 
der Medien in die Wirtschaftslenkungsgesetze aufgenommen. Abwei­
chend vom Mediengesetz wird die nachträgliche Vergütung des übli­
chen Einschaltungsentgeltes vorgesehen, da im Krisenfall rasch ge­

handelt werden muß. 

Zu Art. I I Z 4 (§ 4 a) : 

Diese Bestimmung entspricht wörtlich dem § 9 a  Abs. 1 des Energielen­
kungsgesetzes und wurde im Sinne der Angleichung der Wirtschafts­
lenkungsgesetze aufgenommen. Der Abs. 2 des § 9 a  kann nicht übernom­

men werden, weil dieser auf einen im Bereich einer eventuellen 
künftigen Energielenkung bereits vorgegebenen Fall der Datenüber­
mittlung abgestellt ist. 

Zu Art. II Z 5 (§ 5 Abs. 2 und 3 ) :  

Zu Abs. 2: Sowohl im Versorgungssicherungsgesetz als auch im Ener­
gielenkungsgesetz ist als eigene Lenkungsmaßnahme die Beschlagnahme 
vorgesehen; in beiden Gesetzen sind auch Ausnahmen von dieser Be­
schlagnahmemöglichkeit verankert; die beiden Ausnahmebestimmungen 
sind aber in den Bereichen, in denen sie die selbe Ausnahme fest­
legen, sprachlich ungleich formuliert. Mit der Anpassung der beiden 
Texte wird auch eine klare Gliederung vorgenommen. 

Zu Abs. 3 :  Vorräte von Ländern, Gemeinden (§ 5 Abs. 2 Z 1) und für 

die militärische Landesverteidigung (§ 5 Abs. 2 Z 2) sind zwar von 
der Beschlagnahme (nicht aber von anderen Lenkungsmaßnahmen) 
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ausgenommen, sie sind aber für die Beurteilung und Erlassung der 

übrigen Lenkungsmaßnahmen trotzdem von großer Bedeutung. Diese 
Vorräte müssen daher der obersten Lenkungsbehörde im Fall einer 
Krise bekannt sein. Da Länder, Gemeinden und die militärische 

Landesverteidigung nicht unter die Meldepflichtigen des § 2 Z 3 
subsumiert werden können, wurde eine entsprechende Meldepflicht 

anläßlich der Novellierung des Versorgungssicherungsgesetzes im 
Jahre 1984 in das Gesetz aufgenommen. Diese Meldepflicht wird nun 

konsequenterweise auf die militärische Landesverteidigung und auf 
den ganzen Zeitraum von Lenkungsmaßnahmen ausgedehnt. 

Z u Art. I I Z 6 (§ 6 A bs • 1 ) :  

In mehreren Bestimmungen aller drei Wirtschaftslenkungsgesetze sind 
Melde- und Auskunftspflichten der betroffenen Wirtschaftsbetriebe 
sowie behördliche Kontrollmöglichkeiten dieser Pflichten enthalten. 

Trotzdem gibt es Unterschiede zwischen den drei Gesetzen im Hin­

blick darauf, wer zu melden oder Auskunft zu geben hat, welche 
Daten davon betroffen sind, zu welchem Zweck diese Bestimmungen 
dienen, unter welchen Voraussetz ungen und durch wen kontrolliert 
werden darf. Die Vereinheitlichung und Anpassung der drei Gesetze 
richtet sich hier am Text des Versorgungssicherungsgesetzes aus, 
das schon bisher die vollständigste Aufz ählung der Pflichten und 
die genaueste Determinierung enthält. 

Z u Art. I I Z 7 ( § 7 a) : 

Im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz ist eine entsprechende Gebüh­

ren- und Verwaltungsabgabenbefreiung seit dem Bestehen dieses Ge­
setzes enthalten; diese Befreiung wurde im Laufe der Zeit ausgebaut 

und präzisiert (z uletzt anläßlich der Novellierung im Jahre 1984). 

Aus Gleichheitsgründen wird eine solche Befreiung - abgestellt auf 
die jeweiligen Erfordernisse - auch in die beiden anderen Lenkungs­
gesetze aufgenommen. 
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Zu Art.II Z 8 und 9 (§ 8 Abs.2 Z 1 und § 8 Abs.3 ): 
Die Änderungen sind durch die Novellierung des Bundesministerienge­

setzes erforderlich. Die dem seinerzeitigen Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz zukommenden Belange im Bereich der Ver­

sorgungssicherung (vor allem Medikamentenbewirtschaftung) sind auf 
das Bundeskanzleramt übergegangen. Die dem seinerzeitigen Bauten­
ministerium zukommenden Belange (vor allem Bewirtschaftung von Bau­
materialien und Baumaschinen) sind auf das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten übergegangen. Daher sind nun diese 

beiden Bundesministerien mit je zwei Vertretern im Bundesversor­
gungssicherungsausschuß vertreten. 

Zu Art.II Z 10 (§ 11 Abs.2 bis 5): 

Die Strafbestimmungen einschließlich der Regelung des Verfalles von 
Waren sind in den drei wirtschaftslenkungsgesetzen unterschiedlich 
geregelt. Das betrifft vor allem den Strafrahmen, die Einbeziehung 
des Versuches, die Möglichkeit der Verhängung von Freiheitsstrafen 

und den Verfall von Waren. Die angestrebte Vereinheitlichung der 
drei Gesetze bedingt die hier vorgesehenen Änd�rungen. 
Der neu hinzugekommene § 11 Abs.5 beinhaltet die Sanktion für die 

ebenfalls neuen Bestimmungen des § 4 Abs.5 und 6. 

Zu Art. I I Z 11 (§ 15): 

Der bisherige § 15 wird zu § 16 Abs.1. Dem neuen § 15 liegt folgen­

de P roblematik zu Grunde: 
Dem Versorgungssicherungsgesetz unterliegen laut seiner Anlage 1 
unter anderem "Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter 
Industrien". Darunter fallen auch pharmazeutische Erzeugnisse. Die­

se Waren fielen ursprünglich unter das Chemikalienbewirtschaf­
tungsgesetz, StGBl.Nr. 9 6/19 45, in der Fassung BGBl.Nr. 17/19 48. 
Nun hat bereits vor längerer Zeit das Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie gemeinsam mit dem Bundeskanzleramt/Verfas­

sungsdienst die Frage geprüft, ob das Chemikalienbewirtschaftungs­
gesetz überhaupt noch in Geltung stehe. 
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Das Ergebnis dieser Überprüfung kann wie folgt festgehalten werden: 
Das Versorgungssicherungsgesetz führt in Z 1 der Anlage verschie­

dene Warengruppen an, die unter den in § 1 leg.cit. genannten Vor­
aussetzungen einer Lenkung durch den Bundesminister für wirtschaft­

liche Angelegenheiten unterworfen werden können. Die Frage, welche 
Waren unter die genannten Warengruppen fallen, ist nach dem Zoll­
tarifgesetz 19 58, BGBI.Nr. 74 ( jetzt Zolltarifgesetz 1988, 
BGBI.Nr. 155/1987) zu beurteilen, wobei zu beachten ist, daß die 

auf diesem Wege ermittelten Waren der im Versorgungssicherungsge­
setz vorgesehenen Lenkung jedoch nur unterworfen werden können, 

"insoweit diese Waren nicht Lenkungen nach anderen Bundesgesetzen 
unterliegen". 

Z 1 der Anlage zum Versorgungssicherungsgesetz enthält u.a. auch 

die Warengruppe "Erzeugnisse der chemischen Industrie und ver­

wandter Industrien". Gemäß Abschnitt VI Kapitel 3 0  des Zolltarifes 
fallen unter "Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter 
Industrien" auch "pharmazeutische Erzeugnisse". 

"P harmazeutische P rodukte und P räparate" blieben andererseits die 

einzigen Waren, die nach der durch das Warenverkehrsgesetz 19 48, 
BGBI.Nr. 56 , bewirkten teilweisen Derogation des Chemikalienbe­
wirtschaftungsgesetzes aufgrund eben dieses Gesetzes gelenkt werden 
konnten. 

Ausgehend von der Auffassung, daß "pharmazeutische Erzeugnisse" 
jedenfalls unter die Begriffe "Chemikalien" oder "chemische P ro­
dukte" zu subsumieren sind, gelangt man zu dem Ergebnis, daß den 

oben erwähnten, in Kraft gebliebenen Bestimmungen des Chemikalien­
bewirtschaftungsgesetzes durch das Rohstofflenkungsgesetz 1951, 
BGBI.Nr. 106 , derogiert wurde. 
§ 1 Abs.1 Z 8 leg.cit. nennt nämlich als eine der Warengruppen, 

deren Waren einer Lenkung unterworfen werden können, die Gruppe 
"Kautschuk, chemische Rohstoffe und Chemikalien sowie deren Halb­
und Endprodukte". Nach übereinstimmender Ansicht von Bundeskanzler-
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amt/Verfassungsdienst und Bundesministerium für wirtschaftliche An­

gelegenheiten steht es außer Zweifel, daß "pharmazeutische Erzeug­

nisse" als "chemische Endprodukte" dieser oben angeführten Waren­
gruppe des Rohstofflenkungsgesetzes 19 51 zuzuzählen sind. Deshalb 
wäre davon auszugehen, daß der Bundesgesetzgeber des Jahres 19 51 
die fUr "Heilmittel" im Chemikalienbewirtschaftungsgesetz vorgese­
hene Lenkung durch die Lenkung aufgrund des Rohstofflenkungsge­
setzes 195 1  zu ersetzen beabsichtigte und daher den Bestimmungen 

des Chemikalienbewirtschaftungsgesetzes durch dieses Gesetz dero­
giert wurde. 

Durch die Rohstofflenkungsgesetznovelle 196 0, BGB1.Nr. 3 02, wurde 

die Möglichkeit zur Lenkung der in § 1 Abs. 1 Z 8 des Rohstofflen­

kungsgesetzes 1951 genannten Warengruppe beseitigt, so daß mit ln­
krafttreten dieser Novelle keine Möglichkeit zur Lenkung pharmazeu­
tischer Erzeugnisse bestand. Diese Möglichkeit wurde erst durch die 

Rohstofflenkungsgesetznovelle 19 78, BGB1.Nr. 274, neuerlich ge­
schaffen und wurde durch die hier inhaltlich gleichlautenden Be­

stimmungen des - das Rohstofflenkungsgesetz ablösenden - Versor­
gungssicherungsgesetzes beibehalten. 

Das Chemikalienbewirtschaftungsgesetz wUrde demnach nicht mehr dem 
Rechtsbestand angehören, die Subsidäritätsklausel in § 1 des Ver­
sorgungssicherungsgesetzes käme bezüglich der pharmazeutischen Er­

zeugnisse nicht zum Tragen. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit und der Rechtsbereinigung - zumal 
in der wissenschaftlichen Literatur auch die Meinung vertreten 

wird, daß das Chemikalienbewirtschaftungsgesetz zum Teil noch gel­
ten könnte - sollte daher - wie in § 15 (neu) vorgeschlagen - das 
Chemikalienbewirtschaftungsgesetz ausdrUcklich aufgehoben werden. 

Zu Art. I I Z 1 2 (§ 1 6 ) : 

In § 16 ist der Inhalt des bisherigen § 15 und des Abs.2 des bis­

herigen Art.III zusammengefaßt. Die Begründung fUr die Einbindung 
der Vollzugsbestimmung in den Text des Art.II ist bereits in den 
Erläuterungen zu Art.l enthalten. 
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Diese Bestimmung ist wegen der Bundesministeriengesetznovelle 1987 

erforderlich. 

Zu Art.II Z 15 (Anlage 1 ): 
Die geltende Anlage 1 besteht im wesentlichen aus Überschriften zum 

Zolltarif. Dieser wird durch die internationale Harmonisierung ge­
ändert (Zolltarifgesetz 1988, BGB I.Nr. 155/1987). In der Hauptsache 

müssen daher die entsprechenden neuen Überschriften verwendet wer­
den. 

In der Z 2 wird im Sinne der 6NORM S 2000 ("Abfall, Benennungen und 
Definitionen") das Wort "Altstoffe" ersatzlos gestrichen, da Alt­

stoffe nur eine Untergliederung des Überbegriffes Abfallstoffe dar­
stellen. Der zu lenkende Warenkreis bleibt also der selbe. 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Z 1. 70. 5 3 0  /3 -X /2 /8 8 

Gegenübers tellung 

Gel tender Tex t: 

A r t ik e l  I 
(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung 
von Vorschriften, wie sie im 
Art.II des Versorgungssicherungs­
gesetzes , BGBL N r. 282/1980, in 
der Fassung des Art.II des Bun­
desgesetzes BGBI.Nr. 3 05/19 82 und 
des Art.II des vorliegenden Bun­
desgesetzes enthalten sind, sowie 
die Vollziehung dieser Vorschrif­
ten sind vom Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes bis zum Ablauf des 
3 0. Juni 1988 auch in den Belan­
gen Bundessache, hinsichtlich 
derer das Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 
etwas anderes vorsieht. Die in 
diesen Vorschriften geregelten 
Angelegenheiten können unbe­
schadet der Stellung des Landes­
hauptmannes gemäß Art. 102 Abs.1 
B-VG - nach Maßgabe des § 4 Abs.3 
von Einrichtungen der gesetz­
lichen I nteressenvertretungen im 
übertragenen Wirkungsbereich als 
Bundesbehörde unmittelbar verse­
hen werden . 

(2) Die Erlassung von Verordnun­
gen des Bundesministers für Han­
del, Gewerbe und Industrie auf 
Grund des Art.II bedarf, soweit 
derartige Verordnungen nicht aus­
schließlich die gänzliche oder 
teilweise Aufhebung in Geltung 
stehender Verordnungen zum Gegen­
stand haben, der Zustimmung des 
Hauptausschusses des National­
rates. 

Neuer Tex t: 

A r t ik el I 
(Verfassungsbesti�mung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung 
von Vorschriften, wie sie i� 
Art.II des Versorgungssicherungs­
gesetzes, BGBl.Nr. 282/1980, :.r) 
der Fassung des Art. I I der Bu;;­
desgesetze BGBL N r. 3 05/19 82 und 
259 /19 84 sowie des Art.II des 
vorliegenden Bundesgesetzes ent­
halten sind, sowie die Vollzie­
hung dieser Vorschriften sind bis 
zum Ablauf des 3 0. Juni 1992 auch 
in den Belangen Bundessache, hin­
sichtlich derer das Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 
1929 etwas anderes vorsieht. Die 
in diesen Vorschriften geregelten 
Angelegenheiten können unbe­
schadet der Stellung des Landes­
hauptmannes gemäß Art. 102 Abs.1 
B-VG - nach Maßgabe des § 4 Abs.3 
von Einrichtungen der gesetz­
lichen Interessenvertretungen im 
übertragenen Wirkungsbereich als 
Bundesbehörden unmittelbar ver­
sehen werden. 

(2) Die Erlassung von Verordnun­
gen des Bundesministers für wirt­
schaftliche Angelegenheiten auf 
Grund des Art.II bedarf, soweit 
derartige Verordnungen nicht aus­
schließlich die gänzliche oder 
teilweise Aufhebung in Geltung 
stehender Verordnungen zum Gegen­
stand haben, der Zu stimmung des 
Hauptausschusses des National­
rates des ständi en U nteraus­
schusses des Natlona rates . 
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(3 ) Bei Gefahr im Verzug sind 
Verordnungen des Bundesministers 
für Handel, Gewerbe und Industrie 
auf Grund des Art.II gleichzeitig 
mit dem Antrag auf Erteilung der 
Zustimmung des Hauptausschusses 
des Nationalrates zu erlassen. 
Verordnungen, deren Erlassung die 
Zustimmung des Hauptausschusses 
nicht vorangegangen ist, sind 
unverz üglich aufzuheben, wenn der 
Hauptausschuß ihrer Erlassung 
nicht oder nicht innerhalb der 
dem Einlangen des Antrages fol­
ge nden Woche zustimmt. 

(4) Beschlüsse des Hauptausschus­
ses des Nationalrates, mit de nen 
die in den Abs.2 und 3 erwähnte 
Zustimmung erteilt wird, können 
nur in Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte seiner Mitglieder und 
mit einer Mehrheit von z wei Drit­
teln der abgegebenen stimmen ge­
faßt werden. 

(5 ) n e u  

A r t i k e 1 111 
(1 ) Mit der Vollziehung des Art. I 
dieses Bundesgesetzes ist die 
Bundesregierung betraut. 

A r t i k e 1 11 

§ 1. Der Bundesminister für Han­
del, Gewerbe und Industrie ist 
ermächtigt, unter Bedachtnahme 
Auf bestehende v5lkerrechtliche 
Verpflichtungen für in der An­
lage 1 zu diesem Bundesgesetz 
angeführte wirtschafts- und Be­
darfsgüter (Waren) im Falle einer 
unmittelbar drohenden oder be­
reits eingetretenen Störung der 
Versorgung, sofern diese Störung 

(3 ) Bei Gefahr im Verzug sind 
Verordnungen des Bundesministers 
für wirtschaftliche Angelegenhei­
ten auf Grund des Art.II gleiCh­
zeitig mit dem Antrag auf Ertei­
lung der Zustimmung des Hauptaus­
schusses des Nationalrates (des 
ständi en Unterausschusses -aes 
Nationalrates zu erlassen. Ver­
ordnungen, deren Erlassung die 
Zustimmung des Hauptausschusses 
[des ständigen unteraussc�ussesJ 
nicht vorangegangen ist, sind 
unverz üglich aufzuheben, wenn 
der Hauptausschuß [der ständige 
Unterausschuß] ihrer Erlass�ra 
nicht oder nicht innerhalb d� 
dem Einlangen des Antrages t:J ­
genden Woche zustimmt. 

(4) Beschlüsse des Hauptausschus­
ses des Nationalrates (des stän­
di en Unterausschusses des Natio­
nalrates , mit denen die in den 
Abs.2 und 3 erwähnte Zustimmun3 
erteilt wird, können nur in An­
wesenheit von mindestens der 
Hälfte seiner Mitglieder und mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen gefaßt 
werden. 

(5) Dieser Artikel tritt 
1. Juli 1988 in Kraft. 

mit 

(6 ) Mit 
Artikels 
betraut. 

der Vollziehung dieses 
ist die Bundesregierung 

A r t i k e 1 11 
Ziffer 1 

§ 1. (1) D er Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 
kann durch Verordnung für die in 
Anlage 1 angeführten Wirtschafts­
und Bedarfsgüter (Waren) im Falle 
einer unmittelbar drohenden Stö­
rung der Versorgung oder zur Be­
hebung einer bereits eingetrete­
nen Störung unbedingt erforder­
liche Lenkungsmaßnahmen anordnen, 
sofern diese Störungen 
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1. keine saisonale Verknappun9s­
erscheinung darstellt und 

2. durch marktgerechte �·1aßnahmen 
nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mi t unverhäl tnismäß igen 
Mi tteln abgewendet oder beho­
ben werden kann, 

durch Verordnung die zur Auf­
rechterhaltung oder Wiederher­
stellung einer ungestörten Pro­
duktion sowie zur Sicherung der 
Versorgung der Bevölkerung und 
sonstiger Bedarfsträger ein­
schließlich jener für Zwecke der 
militärischen Landesverteidigung 
unbedingt erforderlichen Len­
kungsmaßnahmen anzuordnen, inso­
weit diese Waren nicht Lenkungen 
nach anderen Bundesgesetzen 
unterliegen. 

§ 2. Lenkungsmaßnahmen sind 
1. Gebote, Verbote und die An­

ordnung von Bewill igungs­
pflichten hinsichtlich der 
Produktion, des Transportes, 
der Lagerung, der Vertei­
lung, der Abgabe, des Bezu­
ges, der Ein- und Ausfuhr 
sowie der Verwendung von 
Waren. Hiebei ist auf die 
gesamtwirtschaftlich zweck­
mäßigste Nutzung der Waren 
Bedacht zu nehmen; 

§ 4. (4) Verordnungen nach diesem 
Bundesgesetz sind im "Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung" kundzumachen 
und treten mit Beg inn des Tages 
der Kundmachung in Kraft, sofern 
nicht ein späterer Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten bestimmt wird. 

1. keine saisonale Verknappungs­
erscheinung darstellen und 

2. durch marktkonforme Maßnahmen 
nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mit unverhäl tnismäß igen 
Mi tteln abgewendet oder beho­
ben werden können, 

und insoweit diese Waren nicht 
Lenkungsmaßnahmen nach anderen 
Bundesgesetzen unterlieg en. 

(2) L enkungsmaßnahmen gemäß § 2 
haben zum Z iel, eine ungestörte 
Erzeugung und Vert�.ilung von 
Waren aufrechtzuerhalten ')I: .• 'r 
wiederherzustellen, um die (1' 
samte Bevölkerung und sonstiGe 
Bedarfsträger, einschließlich je­
ner der militärischen Landesver­
teidigung, ausreichend zu versor­
gen. Hiebei ist sowohl auf die 
gesamtwirtschaftlich zweckmäß� 
ste Nutzung der Waren als auch 
auf bestehende völkerrechtliche 
Verpflichtungen Bedacht zu neh­
men. 

Ziffer 2 

§ 2. Lenkungsmaßnahmen sind 
1. Gebote, Verbote und die An­

ordnung von Bewilligungs­
pflichten hinsichtlich der 
P roduktion, des Transportes, 
der Lagerung, der Vertei­
lung, der Abgabe, des Bezu­
ges, der Ein- und Ausfuhr 
sowie der Verwendung von 
Waren; 

Ziffer 3 

§ 4. (4) Verordnungen nach diesem 
Bundesgesetz sind im "Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung" kundzumachen 
und treten mit Beg inn des Tages 
der Kundmachung in Kraft, sofern 
nicht ein späterer Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten bestimmt wird. 
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I st eine Kundmachung im "Amts­
blatt zur Wiener Zeitung" nicht 
oder nicht zeitgerecht möglich, 
so ist die Verordnung in anderer 
geeigneter Weise - so insbeson­
dere durch Rundfunk oder sonstige 
akustische Mittel oder Veröffent­
lichung in einer oder mehreren 
Tageszeitungen - kundzumachen. 

n e u  

n e u  

n e u  

Ist eine Kundmachung im "Amts­
blatt zur Wiener Zeitung" nicht 
oder nicht zeitgerecht möglich, 
ist die Verordnung in anderer 
geeigneter Weise insbesondere 
durch Rundfunk oder sonstige aku­
stische Mittel oder Veröffent­
lichung in einem oder mehreren 
periodischen Medienwerken, die 
Anzeigen veröffentlichen, insbe­
sondere in Tageszeitungen - kund­
zumachen. 

(5) Unbeschadet des Abs.4 hat der 
Österreichische Rundfunk Verord­
nungen nach diesem Bundesgesetz 
samt allenfalls notwendigen Er­
läuterungen auf Verlangen der zu­
ständigen Behörde im gesamten Bun­
desgebiet oder in Teilen desselben 
in der von ihr vorgegebenen Fas­
sung unverzüglich und kostenlos zu 
verlautbaren. 

(6 ) Unbeschadet des Abs.4 haben 
periodische Medienwerke, die An­
zeigen veröffentlichen, Verordnun­
gen nach diesem Bundesgesetz samt 
allenfalls notwendigen Erläuterun­
gen auf Verlangen der zuständigen 
Behörde in der von ihr vorgegebe­
nen Fassung nach Maßgabe der tech­
nischen Möglichkeiten umgehend in 
der gesamten oder in der von der 
Behörde gewünschten Ausgabe gegen 
nachträgliche Vergütung des übli­
chen Einschaltungsentgeltes zu 
veröffentlichen. 

Ziffer 4 

§ 4a. Die gemäß § 4 Abs.3 mit der 
Durchführung von Lenkungsmaßnah­
men betrauten Organe sind inso­
weit zur Ermittlung, Verarbeitung 
und Übermittlung von Daten im 
Sinne des Datenschutzgesetzes, 
BGBI.Nr. 56 5/19 78, ermächtigt, als 
dies zur Erfüllung der ihnen über­
tragenen Aufgaben eine wesentli­
che Voraussetzung bildet. 
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§ 5. (2) Ausgenommen von den Be­
stimmungen sind Waren 

1. die im Zeitpunkt des In­
krafttretens von Lenkungs­
maßnahmen bereits im E igen­
turn oder zur Verfügung eines 
Bundeslandes oder einer Ge­
meinde stehen und für die 
Versorgung der eigenen Be­
völkerung vorrätig gehalten 
werden, 

2 .• die der Deckung des eigenen 
betrieblichen Bedarfes im 
Rahmen von Lenkungsmaßnahmen 
dienen, sowie solche, die 
für Zwecke der militärischen 
Landesverteidigung vorrätig 
gehalten werden und nicht 
zur Abgabe an Dritte be­
stimmt sind, 

3 .  die im Eigentum oder Besitz 
eines Letztverbrauchers ste­
hen und der Deckung seines 
persönlichen Bedarfes oder 
des Bedarfes seiner Haus­
haltsangehörigen dienen. 

(3 ) Vorräte gemäß Abs.2 Z 1 sind 
dem Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie innerhalb 
von 48 Stunden nach Inkrafttreten 
von Lenkungsmaßnahmen schriftlich 
zu melden. Meldungen von Gemein­
den sind eine Angelegenheit des 
eigenen Wirkungsbereiches der'Ge­
meinde. 

§ 6. (1) Der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie 
oder die im § 4 Abs. 3 genannten 
Behörden können nach Maßgabe 
ihres Aufgabenbereiches durch 
gehörig legitimierte Organe die 
gemäß § 2 Z 3 zu erteilenden Mel­
dungen und Auskünfte überprüfen 

Ziffer 5 

§ 5. (2) Ausgenommen von den Be­
stimmungen des Abs.1 sind Waren 

1. die im Zeitpunkt des 1n­
krafttretens von Lenkungs­
maßnahmen bereits im Eigen­
tum oder zur Verfügung eines 
Bundeslandes oder einer Ge­
meinde stehen und für die 
Versorgung der eigenen Be­
völkerung vorrätig gehalte� 
werden, 

2. die für Zwecke der militäri­
schen Landesverteidigung vor­
rätig gehalten werden und 
nicht zur Abgabe an Dritte 
bestimmt sind, 

3. die der Deckung des eigenen 
Betriebsbedarfes im Rahmen 
von Lenkungsmaßnahmen dienen, 

4. die im Eigentum oder Besitz 
eines Letztverbrauchers ste­
hen und der Deckung seines 
persönlichen Bedarfes oder 
des Bedarfes seiner Haus­
haltsangehörigen dienen. 

(3 ) Vorräte gemäß Abs.2 Z und 
Vorräte für die militärische Lan­
desverteidigung gemäß Abs.2 Z 2, 
die nicht der militärischen- Ge­
heimhaltungspflicht unterliegen, 
sind dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 
innerhalb von 48 Stunden nach 
Inkrafttreten von Lenkungsmaßnah­
men sowie während der Dauer von 
Lenkungsmaßnahmen jeweils zum 
Monatsende schriftlich zu melden. 
Meldungen von Gemeinden sind eine 
Angelegenhei t des eigenen wi r­
kungsbereiches der Gemeinde. 

Ziffer 6 

§ 6. (1) Der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 
oder die im § 4 Abs.3 genannten 
Behörden können nach Maßgabe 
ihres Aufgabenbereiches durch 
gehörig legitimierte Organe die 
gemäß § 2 Z 3 zu erteilenden Mel­
dungen und Auskünfte überprüfen 
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lassen und, sofern die Melde­
pflichtigen die Meldung nicht 
rechtzeitig abgegeben haben, die­
se an Ort und Stelle auf Kosten 
des Meldepflichtigen erstellen 
lassen. 

n e u  

§ 8. (2) Dem Bundes-Versorgungs­
sicherungsausschuß haben als Mit­
glieder anzugehören: 

1. je ein Vertreter des Bundes­
kanzlers und der Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe 
und Industrie, für Auswär­
tige Angelegenheiten, für 
Bauten und Technik, für Fi­
nanzen, für Gesundheit und 
Umweltschutz, für Inneres, 
für Landesverteidigung , für 
Land- und Forstwirtschaft, 
für soziale Verwaltung und 
für Verkehr, 

§ 8. (3) 2. Satz: 
Der Vertreter des Bundeskanzlers 
und dessen Ersatzmitglied ist 
durch den Bundeskanzler, die Ver­
treter der Bundesminister und 
deren Ersatzmitglieder sind je­
weils durch den entsendenden Bun­
desminister zu bestellen und zu 
entlassen. 

lassen und, sofern die Melde­
pflichtigen die Meldungen trotz 
ausdrücklicher Aufforderung nicht 
rechtzeitig abgegeben haben, die­
se an Ort und Stelle auf Kosten 
des Meldepflichtigen erstellen 
lassen. 

ziffer 7 

§ 1 a. Schr iften und Amtshandlun­
gen in den Verfahren nach diesem 
Bundesgesetz sind von den Stern­
pelgebühren sowie von den Bundes­
verwaltungsabgaben befreit. 

Ziffer 8 

§ 8. (2) Dem Bundes-Versorgungs­
sicherungsausschuß haben als Mit­
glieder anzugehören: 

1. je zwei Vertreter des Bun­
deskanzlers und des Bundes­
ministers für wirtschaft­
liche Angelegenheiten sowie 
je ein Vertreter der Bundes­
minister für auswärtige An­
gelegenheiten, für A rbei t 
und Soziales, für Finanzen, 
für Inneres, für Landesver­
teidigung , für Land- und 
Forstwi rtschaft und für öf­
fentliche Wirtschaft und 
Verkehr, 

Ziffer 9 

§ 8. (3) 2. Satz: 
Die Vertreter des Bundeskanzlers 
und deren Ersatzmitglieder sind 
durch den Bundeskanzler, die Ver­
treter der Bundesminister und 
deren Ersatzmitglieder sind je­
weils durch den entsendenden Bun­
desminister zu bestellen und zu 
entlassen. 
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§ 11. (2) Eine Verwaltungsüber­
tretung , die von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geldstrafe 
bis zu 1 000 000 S zu bestrafen 
ist, begeht, sofern die Tat nicht 
den Tatbestand einer in die Zu­
ständigkeit des Gerichtes fallen­
den strafbaren Handlung bildet 
oder ein nach anderen Vorschrif­
ten strenger zu ahndender Tatbe­
stand vorliegt, wer 

1. vorsätzlich oder grob fahr­
lässig Lenkungsmaßnahmen im 
Sinne des § 2 Z 1 und 2 zu­
widerhandelt; 

2. vorsätzlich die Durchführung 
von Verboten und Geboten ge­
mäß §§ 2 Z 1 und 5 Abs. 1 
erschwert oder unmöglich 
macht. 

(3 ) Bei der Bemessung der Strafe 
ist die verursachte Beeinträchti­
gung der Sicherung der Versorgung 
zu berücksichtigen. 

(4) Bei Verwaltungsübertretungen 
gemäß Abs.2 können die den Gegen­
stand der strafbaren Handlung 
bildenden Waren und Einrichtungen 
(§ 2 Z 1 und 2) für verfallen er­
klärt werden (§ 17 VStG 19 50) . 

n e u  

Ziffer 10 

§ 11. (2) Eine Verwaltungsüber­
tretung, die von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geldstra.fe 
bis zu 1 Million Schilling zu 
bestrafen ist, begeht, auch wenn 
es beim Versuch geblieben ist,­
sofern die Tat niCht den Tatbe­
stand einer in die Zuständigkeit 
des Gerichtes fallenden strafba­
ren Handlung bildet oder ein nach 
anderen Vorschriften strenger zu 
ahndender Tatbestand vor liegt, 
wer 

1. vorsätzlich oder fahrless:"_g 
Lenkungsmaßnahmen im Sin�� 
des § 2 Z 1 und 2 zuwider­
handelt; 

2. vorsätzlich die Durchführung 
von Verboten und Geboten ge­
mäß §§ 2 Z 1 und 5 Abs. 1 
erschwert oder unmöglich 
macht. 

(3 ) Bei der Bemessung der Strafe 
ist die verursachte Beeinträchti­
gung der Sicherung der Versorgung 
zu berücksichtigen. Im Falle der 
Uneinbringlichkeit der Geldstrafe 
ist eine E rsatzfreihei tsstrafe 
bis zu drei Monaten zu verhängen. 

(4) Bei Verwaltungsübertretungen 
gemäß Abs.2 können die den Gegen­
stand der strafbaren Handlung 
bildenden Waren und Einrichtungen 
(§ 2 Z 1 und 2) für verfallen er­
klärt werden (§ 17 vstG 19 50) . 
Der Wert der für verfallen er­
klärten Sachen darf jedoch nicht 
höher sein als die verhängte 
Geldstrafe. 

(5) Verletzungen der Veröffent­
lichungspflicht 

1. nach § 4 Abs. 5 sind gemäß 
den §§ 27 bis 29 des Rund­
funkgesetzes, BGB1.Nr. 379/ 
1984, in der jeweils gelten­
den Fassung, 

2. nach § 4 Abs.6 sind gemäß 
§ 46 Abs. 4 des Mediengeset­
z es, BG B 1. N r • 3 1 4 /1 98 1, in 
der jeweils geltenden Fas­
sung, 

zu ahnden. 
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n e u  

§ 1 5. Dieses Bundesgesetz tritt 
mit Ablauf des 30. Juni 1988 
außer Kraft. 

A r t i k e 1 111 S 1 5. (2) Mit der Vollziehung des 
Art. II dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: 

1. hins ichtl ich des § 8 Abs. 2 
Z 1 der Bundeskanzler bezie­
hungsweise nach Maßgabe 
ihrer Zuständigkeit der Bun­
desminister für Auswärtige 
Angelegenheiten, der Bundes­
minister für Bauten und 
Technik, der Bundesminister 
für Finanzen, der Bundes­
minister für Gesundheit und 
Umweltschutz, der Bundes­
minister für Inneres, der 
Bundesminister für Landes­
verteidigung , der Bundes­
minister fGr �and- und 
Forstwirtschaft, der Bundes­
minister für soziale Verwal­
tung und der Bundesminister 
für Verkehr; 

2. hinsichtlich des § 10 Abs. 1 
Z 1 nach Maßgabe ihrer Zu­
ständigkeit der Bundesmini­
ster für Landesverteidigung 
und der Bundesminister für 
Inneres; 

3. hinsichtlich der §§ 12 und 
14 zweiter Satz der Bundes­
minister für Inneres; 

4. hins ichtl ich des § 5 Abs. 3 
vierter bis siebenter Satz, 
des § 7 und des § 13 Abs. 2 
der Bundesminister für Ju­
stiz; 

Ziffer 11 

§ 1 5. Gleichzeitig mit dem In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes 
treten das Chemikalienbewirt­
schaftungsgesetz, StGB1. Nr. 9 6 /  
1945 und die 2. Chemikalienbe­
wirtschaftungsgesetznovelle, 
BGB1. Nr. 17/1948, soweit sie noch 
in Geltung stehen, außer Kraft. 

Ziffer 12 und 14 

§ 16. ( 1) Dieses Bundesgesetz 
tritt mit Ablauf des 30. Juni 
19 9 2  außer Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung 
des Art. II dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

1. hinsichtlich des § 8 Abs. 2 
Z 1 der Bundeskanzler bzw. 
nach Maßgabe ihrer Zustän­
digkeit der Bundesminister 
für auswärtige Angelegenhei­
ten, der Bundesminister fGr 
Arbeit und Soziales, der 
Bundesminister für Finanzen, 
der Bundesminister für Inne­
res, der Bundesminister fGr 
Landesverteidigung, der Bun­
desminister für Land- und 
Forstwirtschaft und der Bun­
desminister für öffentliche 
�1irtschaft und Verkehr; 

2. hinsichtlich des § 10 Abs. 1 
Z 1 nach Maßgabe ihrer Zu­
ständigkeit der Bundesmini­
ster für Landesverteidigung 
und der Bundesminister für 
Inneres; 

3. hinsichtlich der §§ 11 Abs. 5 
Z 2 ,  12 und 14 zweiter Satz 
der Bundesminister fGr Inne­
res; 

4. hinsichtlich des § 5 Abs. 4 
vierter bis siebenter Satz, 
des § 7 und des § 13 Abs. 2 
der Bundesminister für Ju­
stiz; 
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n e u  

5 .  im übrigen der Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und 
Industrie. 

Anla ge 1 
Welche Waren unter die Warengrup­
pen der Z 1 fallen, bestimmt sich 
nach dem Zolltarif (Zolltarif­
gesetz 19 58, BGBI.Nr. 74) . 

Ziffer 1 :  
- Rohstoffe und 

Abschni tte I 
tarifs sowie 

Halbfabrikate der 
bis IV des Zoll­
Tabak, verarbei-

tet, 

- Mineralische Stoffe, ausgenom­
men mineralische Brennstoffe, 
Mineralöle und ihre Destilla­
tionsprodukte, 

- Erzeugnisse der chemischen I n­
dustrie und verwandter Indu­
strien, 

- Kunststoffe, Zelluloseäther und 
- ester, Kunstharze; Waren aus 
dieen Stoffen; Kautschuk (na­
türlicher Kautschuk, syntheti­
scher Kautschuk und Faktis) und 
Kautschukwaren, 

- Häute, Felle, Leder, Pelz felle 
und Waren daraus; Waren aus 
Därmen, 

- Kork und Korkwaren, 
- Rohstoffe für die 

stellung; Papier, 
Waren daraus, 

P apierher­
Pappe und 

- Textile Spinnstoffe und Waren 
daraus, 

- Schuhe und ähnliche Waren; Tei­
le davon, 

5. hinsichtlich des § 7 a nach 
Maßgabe ihrer Z uständigkei t 
die Bundesregierung bzw. der 
Bundesminister für Finanzen; 

6 .  hinsichtlich des § 1 1  Abs.5 
Z 1 die nach § 3 4  des Rund­
funkgesetzes zuständigen 
Bundesminister; 

7. im übrigen der Bundesmini­
ster für wirtschaftliche An­
gelegenheiten. 

Ziffer 15 

Anla ge 1 
Welche Waren unter die Warengrup­
pen der Z 1 fallen, bestimmt sich 
nach dem Zolltarif (Zolltarif­
gesetz 1988, BG Bl. N r. 155719 87) . 

Ziffer 1 :  
- Rohstoffe und Halbfabrikate der 

Abschnitte I bis IV des Zoll­
tarifs, 

- Zigarren, Stumpen, Zigarillos 
und Zigaretten, aus Tabak oder 
Tabakersatz; anderer verarbei­
teter Tabak und anderer verar­
beiteter Tabakersatz; " homo­
genisierter " oder " rekonsti­
tuierter" Tabak, 

- Mineralische Stoffe, ausgenom­
men mineralische Brennstoffe, 
Mineralöle und ihre Destilla­
tionserzeugnisse, 

- Erzeugnisse der chemischen I n­
dustrie und verwandter Indu­
strien, 

- Kunststoffe und Waren daraus; 
Kautschuk und Waren daraus, 

- Rohe Häute und Felle, Leder, 
Pelzfelle und Waren daraus; 
Waren aus tierischen Därmen, 

- Kork und Waren aus Kork, 
- Halbstoffe aus Holz oder ande-

rem cellulosehal tigern Faser­
material; Abfälle von Papier 
oder Pappe; Papier und Pappe 
sowie Waren daraus, 

- Textile Spinnstoffe und Waren 
daraus, 

- Schuhe und ähnliche Waren; Tei­
le dieser Waren, 
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- Waren aus Steinen, Gips, Ze­
ment, Asbest, Glimmer ode r ähn­
lichen Stoffen; ke ramische E r ­
zeugnisse; Glas und Glaswaren, 

- Unedle Metalle und Wa ren da r­
aus, 

- Maschinen und Appa rate; elek­
trotechnische Waren, 

- Verkehrs- und T ransportmittel, 
- Optische, photographische und 

kinematographische Instrumente, 
Appa rate und Ge räte; Meß- , 
P rüf- und P räzisionsinstru­
mente, - apparate und -geräte; 
medizinische und chi rurgische 
Instrumente, Appa rate und Ge­
räte. 

Ziffer 2 :  

- Alt- und Abfallstoffe, soweit 
sie nicht unter Ziffe r 1 fal­
len. 

n e u  

- Waren aus Steinen, Gips, Ze­
ment, Asbest, Glimmer oder ähn­
lichen Stoffen; ke ramische E r­
zeugnisse; Glas und Glaswa ren, 

- Unedle Metalle und Wa ren da r­
aus, 

- Maschinen und Apparate; elek­
t rotechnische Wa ren und deren 
Teile, 

- Befö rderungsmittel, 
- Optische, photographische und 

kinematog raphische Meß-, P rüf­
und P räzisionsinstrumente; 
medizinische oder chirurgische 
Instrumente und Apparate; Tei le 
und Zubehör dieser Wa ren. 

Ziffer 2 :  

- Abfallstoffe, soweit sie nicht 
unte r Ziffe r 1 fallen. 

A r t  i k e 1 1 1 1  

( 1  ) Dieses Bundesgesetz tritt 
mit 1 .  Juli 1988 in Kraft . 

(2) Die Vollziehung des Art. I I  
dieses Bundesgesetzes richtet 
sich nach § 16 Abs.2 des Versor­
gungssicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art.II des vo rliegen­
den Bundesgesetzes. 
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